
In einem Brief an den Landrat spre-
chen sich die in den Gemeinderäten
von Berg und Neuburg vertretenen
Fraktionen gegen die von der Kreis-
verwaltung Mitte Mai vorgestellten
Pläne zur Reduzierung der Schulbus-
verbindungen aus. Durch Streichung
einiger Busse zur ersten und sechs-
ten Unterrichtsstunde sollen Kosten
in Höhe von 150.000 Euro gespart
werden (wir berichteten).

Die Züge von Lauterbourg nach
Wörth seien zu wenig besetzt; durch
den Umstieg der Schüler auf die
Bahn soll dies geändert werden, so
die Kreisverwaltung. Die Vertreter
der beiden Ortsgemeinden weisen
die Kreisverwaltung deutlich auf die
2001 gemachte Zusage hin, wonach
der Schülertransport weiter mit dem
Bus erfolgen solle. Erst nach dieser
Zusage hatte der Berger Gemeinde-
rat der Errichtung eines Haltepunk-
tes am Berger Bahnhof zugestimmt.
Dabei waren der Gemeinde erhebli-
che Kosten entstanden.

Unverständnis äußern die betroffe-
nen Ortsbürgermeister Thorsten Pfir-
mann und Günter Roitsch: Hier solle
gespart werden, während in anderen
Regionen des Kreises mehr Busse an-
geboten werden sollen. Die Bürger-
meister fragen auch, wo im Kreis wie
viel Geld für den Schülertransport
ausgegeben wird. Unter Hinweis auf
die kürzlich geschlossene Hauptschu-
le in Hagenbach wird bemängelt,

dass durch die Reduzierung der Bus-
verbindungen jetzt ein weiterer
Standortnachteil entstehen würde.

Als wichtigen Punkt sprechen die
Gemeinden die Hochwasserproble-
matik an. Der Berger Bahnhof liegt
hinter dem Lauterdeich und ist da-
her bei Hochwasser nicht erreichbar,
dann müssten wieder Busse einge-
setzt werden. Diese Kosten müssten
in das neue Konzept einbezogen wer-
den. Zudem machen sich die Räte
vor allem um die Sicherheit der jün-
geren Schüler Sorgen. Die Gemein-
den Berg und Neuburg laden Landrat
Fritz Brechtel deshalb zu einem auf-
klärenden Gespräch ein und regen
eine Bürgerversammlung an.

Deutliche Kritik übt auch Ver-
bandsbürgermeister Reinhard Scher-
rer: In einem ebenfalls an den Land-
rat gerichteten Brief fragt er nach
den konkreten Kosten des Schüler-
busverkehrs für Berg und Neuburg
nach Wörth. Auch die später entste-
henden Kosten für Zubringerbusse
vom Ortskern zum jeweiligen Bahn-
hof werden erfragt. Scherrer fragt,
wie sich die Fahrzeiten für die betrof-
fenen Schüler verändern würden.
Nach seiner Ansicht werde durch
das neue Konzept der Schülerver-
kehr aus der Verbandsgemeinde Ha-
genbach verschlechtert, die einge-
sparten Kosten werden an anderer
Stelle im Kreis zur Verbesserung des
Verkehrs eingesetzt. (hpm)

Ja, wir müssen sparen! Nicht nur
in Berlin, nicht nur in Mainz, son-
dern auch in Germersheim. Inso-
fern mag man Verständnis für die
Pläne der Kreisverwaltung Ger-
mersheim haben, den Schülerver-
kehr wieder auf die Schiene zu
verlagern. Aber sind diese Pläne
wirklich vernünftig?

Wäre die reaktivierte Bahn zwi-
schen Wörth und Lauterbourg
von den Berufspendlern in dem
Maße angenommen worden, wie
es prognostiziert worden war, wä-
ren die Züge auf der Strecke heu-
te voll. Doch sie sind es nicht. Da-
her will der Kreis die Schüler in
die Züge setzen und dafür Busver-
bindungen streichen. Zwei Flie-
gen werden mit einer Klappe ge-
schlagen: Eine Kostenersparnis
für den Kreis, eine bessere Auslas-
tung der Bahn. Eine Zusage der
Kreisverwaltung von 2001, am
Bussystem festzuhalten, scheint
damit nichtig zu sein, zudem wür-
de sich der Schulweg für die Kin-
der und Jugendlichen deutlich ver-
längern.

1984 wurde der Personenver-
kehr der Bahn auf der Strecke ein-
gestellt. Der Grund: Die Strecke
war nicht rentabel. 2002 wurde
die Bahn reaktiviert, aber es ist
kaum vorstellbar, dass die Strecke
heute rentabel ist. Der Erfolg des
neuen Konzeptes hält sich in sehr
engen Grenzen, da das Auto wei-
terhin den Pendlerverkehr domi-
niert. Jetzt sollen die Schüler also
das ausbaden, was Politiker in ih-
rer Blauäugigkeit falsch gemacht
haben? Man darf provokant fra-
gen, ob es nicht besser gewesen
wäre, den ÖPNV in der Region
weiterhin nur über den Bus abzu-
wickeln. Denn der kommt schließ-
lich direkt zu den Menschen, wäh-
rend die Bahnhöfe weiter am Orts-
rand liegen. Und der ist manch-
mal doch viel zu weit weg. (hpm)

Bahnhof Wörth: Wenn es nach der Kreisverwaltung geht, soll dieser für viele Schüler künftig eine Station auf
dem Weg zur Schule sein.  FOTO: IVERSEN

„Ich persönlich zahle gerne 30
Cent, wenn ich dafür eine saubere
Toilette vorfinde“, sagt Edwin Die-
sel, Bürgermeister von Scheiben-
hardt, und erklärt, dass er Kritik
am kostenpflichtigen Toilettenwa-
gen auf dem diesjährigen Brücken-
fest nicht nachvollziehen kann.

In früheren Jahren, als die Toiletten-
nutzung noch kostenlos gewesen
sei, habe die Sauberkeit und die Hy-
giene sehr gelitten, erklärt Diesel.
Ein Ärgernis nicht nur für die Festbe-
sucher, sondern auch für die Gemein-
dearbeiter, die die Anlage nach dem
Fest haben putzen müssen. Dies sei

nun besser geworden. Die Einnah-
men aus der Nutzungsgebühr seien
indes nicht für die Gemeinde und die
Finanzierung der Toilettenanlage be-
stimmt, sondern für die Servicekraft,
die für die Sauberhaltung und die
Aufsicht sorgt.

Der Toilettenwagen selbst wird
von der Stadt Wörth ausgeliehen. Da-
für fallen 150 Euro an. Diese Kosten
werden zum Beispiel durch die
Standmieten beglichen. Eine größere
Zahl an „Wild-Urinierern“ sei seit
der Einführung einer Gebühr im Jahr
2006 nicht festgestellt worden, er-
klärte Diesel. Das Problem gebe es
zwar, stehe jedoch nicht unbedingt

in Zusammenhang mit der kosten-
pflichtigen Toilette.

Auch auf anderen Festen sei es
durchaus üblich und mittlerweile
etabliert, dass ein kleiner Beitrag für
die Toilettennutzung verlangt wer-
de, so der Bürgermeister, der zum
Beispiel auf die Wein- und Straßen-
feste an der Südlichen Weinstraße
verweist.

Gegenüber der RHEINPFALZ war
Kritik gegenüber der Gebühr auf
dem deutsch-französischen Brücken-
fest geäußert worden. Dies wurde
auch in der Berichterstattung über
das Fest in der Montagsausgabe er-
wähnt. (mb)

Walter Schellenberger, mehr als
vier Jahrzehnte Bürgermeister von
Rheinzabern, verstarb am Samstag
rund sieben Wochen vor seinem
90. Geburtstag.

Untrennbar ist der Aufbau der Ge-
meinde nach dem Zweiten Welt-
krieg mit Schellenberger verbunden,
der im Jahr 1952 zum ehrenamtli-
chen Bürgermeister des Römerdor-
fes gewählt wurde. Er gehörte der
FDP an und konnte Dank seines breit
gefächerten Engagements viele Mit-
glieder für den Ortsverein gewinnen.
Ab 1958 wirkte Schellenberger
hauptamtlich als Ortsbürgermeister,
bis zur Gründung der Verbandsge-
meinde im Jahr 1972. Sein Wunsch,
erster Bürgermeister der Verbands-
gemeinde zu werden, erfüllte sich
nicht, denn er unterlag in der ent-
scheidenden Abstimmung.

In seiner Heimatgemeinde initiier-
te und begleitete Schellenberger, der
nebenbei noch eine Landwirtschaft
betrieb, wichtige Infrastrukturmaß-
nahmen: Die Grundschule, damals
noch Volksschule, und die Turn- und
Festhalle wurden in seiner Amtszeit
gebaut, die Gemeinde erhielt ein fast
flächendeckendes Abwassernetz,
das alte Feuerwehrhaus und das klei-
ne Kulturzentrum in der Dorfmitte
entstanden. Über die Grenzen von
Rheinzabern hinaus reichte Schellen-
bergers politisches Wirken, denn er
war bis 1994 als Ortsbürgermeister
auch Mitglied im Verbandsgemeinde-
rat Jockgrim. Gut 38 Jahre gehörte er
dem Kreistag an, Höhepunkt seiner
politischen Laufbahn war seine
Wahl in den Landtag von Rheinland-
Pfalz von 1975 bis 1983. Dort gehör-
te er dem Ausschuss für Landwirt-
schaft, Weinbau und Forsten an.

Sport war eine von Walter Schel-
lenbergers großen Leidenschaften.
Von 1951 bis 1994 war er Vorsitzen-

der des Turnvereins, der noch heute
der größte Verein der Gemeinde ist.
Auch überörtlich hatte er in zahlrei-
chen Turn- und Sportverbänden Füh-
rungsämter übernommen, einen re-
gelmäßigen Turnwettkampf am
Ende der Saison benannte der Rhein-
zaberner Verein nach seinem Ehren-
mitglied. Kulturell hinterließ der rüh-
rige Mann wichtige Spuren bei der
Gründung des Vereins „1900 Jahre
Rheinzabern“, bei der Einrichtung ei-
nes römischen Museums in der Ge-
meinde oder auch bei der Unterstüt-
zung der römischen Grabungen in
Rheinzabern. Auch die Rheinzaber-
ner Fasenacht war lange Zeit ohne
Schellenberger nicht denkbar.

Für seine Verdienste wurde Wal-
ter Schellenberger zum Ehrenbürger
seiner Heimatgemeinde ernannt und
erhielt auf örtlicher und Landesebe-
ne zahlreiche Auszeichnungen. (bic)

KREIS GER. Die Mitarbeiter der Ab-
fuhrgruppe des Ernteguts für die
Biogasanlage Lustadt und Anbauer
des Grünroggens, der in jüngster
Zeit geerntet wurde, weisen in ei-
ner Stellungnahme zu den Leser-
briefen zum Thema Biogasanlage
darauf hin, dass sie durchaus die
Verkehrsvorschriften beachten.

„So halten wir uns auch an die vorge-
schriebene Geschwindigkeit in Zeis-
kam“, heißt es in dem von Patrick
Scheid (Steinweiler), Stefan Meyer
(Steinweiler), Detlef Heid (Neupotz)
und Peter Knoll (Herxheim) unter-
zeichnetem Schreiben an die RHEIN-
PFALZ. Es sei ihnen in der kurzen
Bahnhofstraße gar nicht möglich, auf
die Höchstgeschwindigkeit der Fahr-
zeuge von 40 Stundenkilometern zu
beschleunigen, weil sie an der Vehr-
kersinsel wieder abbremsen müss-
ten, heißt es in der Stellungnahme.
Aufgrund der an der Verkehrsinsel
geparkten Fahrzeuge seien sie je-
doch manchmal gezwungen, diese
links zu umfahren, weil es rechtssei-
tig zu eng wird.

„Wir wollen auch vorwiegend
landwirtschaftliche Wege befahren
und nicht durch die Ortschaften“,
heißt es in dem Schreiben weiter.
Der Vorwurf zu rücksichtslosem Ver-
halten gegenüber Radfahrern auf
Feldwegen sei nicht gerechtfertigt:
„Wir nehmen immer Rücksicht auf
Radfahrer und fahren langsam“. Lei-
der könnten sie nicht immer auf Fel-
der, Gräben oder fremde Grundstü-
cke ausweichen und appellierten an
das Verständnis der Radfahrer. „Au-
ßerdem haben wir als Landwirte das
Recht unsere landwirtschaftlichen
Wege zu nutzen.“ Die vier Verfasser
des Schreibens bieten an, Kritiker
auf ihren Landmaschinen mitzuneh-
men, damit sie sich ein Bild von ihrer
Arbeit machen können. „Wir sind je-
derzeit gerne zu weiteren sachlichen
Gesprächen mit Anwohnern oder
den Gemeinden bereit“, schließt das
Schreiben. (red)

WÖRTH. Die so genannte „Bienwald-
residenz“ für Senioren befindet
sich in der Arthur-Nisio-Straße 23
in Wörth. Die Miet- und Eigentums-
wohnungen sind speziell auf die Be-
dürfnisse älterer Menschen zuge-
schnitten. Doch der steile Weg zur
Kastanienstraße ließ bei den ersten
Schneefällen im Januar sogar einen
Bewohner stürzen. Es gibt noch wei-
tere Beschwerden, doch über den
Lösungsvorschlag muss noch abge-
stimmt werden

Die kurzen Entfernungen zu Stadt-
bahn, Bürgerpark, Apotheke und wei-
teren Einkaufsmöglichkeiten sind
durchaus von Vorteil für die Senio-
ren aus der Arthur-Nisio-Straße 23.
Allerdings kritisieren Bewohner den
steilen Weg, den es zunächst zu be-
zwingen gibt, um die Kastanienstra-
ße zu erreichen. Gerade in den Win-
termonaten sei die 50 Meter lange
Straße eine Hürde für ältere Men-
schen gewesen. Eis und Schnee ha-
ben es beinahe unmöglich gemacht,

den steilen asphaltierten Weg hinauf
zu gehen, sagte ein Bewohner gegen-
über der RHEINPFALZ. Auch an die
Stadtverwaltung sei man schon he-
rangetreten.

Roland Heilmann, Ortsvorsteher
des Stadtteils Wörth, hatte einen Ent-
wurf vorgelegt, der mit einer Art
Steg die Kastanienstraße direkt mit
dem ersten Stock des Wohnhauses
verbindet. „Dort befindet sich ein
Fahrstuhl, von dem aus jedes Stock-
werk zu erreichen ist“, erklärt Heil-
mann seine Idee. Er kann nicht nach-
vollziehen, dass der Weg beim Bau
des Hauses nicht berücksichtigt wur-
de, schließlich handelte es sich von
Anfang an um ein Projekt für alters-
gerechtes Wohnen. Die Wohnbau
Wörth habe den Bau beauftragt, so
Heilmann.

Auch wenn es sich um einen öf-
fentlichen Weg handelt, muss zu-
nächst die Eigentümergemeinschaft
abstimmen. Bruno Schneider, Ge-
schäftsführer von Wohnbau Wörth,
kennt das Problem, die Wohnbau
Wörth ist Miteigentümer. „Bevor wir
aktiv werden, müssen als Erstes alle
Eigentümer ihr Einverständnis ge-
ben.“ Sprechen sie sich bei der nächs-
ten Eigentümerversammlung ein-
stimmig für die Lösung von Heil-
mann aus, werde über Kosten und
weitere Planung gesprochen.

„Es ist ein gut gemeinter Vor-
schlag und wir werden uns nicht da-
gegen sperren“, sagt Schneider. Doch
er rechnet nicht unbedingt mit einer
positiven Entscheidung. Denn sollte
nur einer der Bewohner dagegen
sein, werde nichts geschehen. Hinzu
komme, dass der Weg an weitere
Grundstücke grenzt und die genau-
en Eigentumsverhältnisse noch ge-
klärt werden müssen. „Ich kann
nicht vorwegnehmen, ob es ange-
nommen wird“, so Schneider. (fubi)

Walter Schellenberger war in Poli-
tik, Sport und Kultur engagiert.
 ARCHIVFOTO: LENZ

Schülern sollen

die Fehler ausbaden
VON HANS-PETER MEYER

Moderne Gemeinde
aufgebaut
RHEINZABERN: Walter Schellenberger ist tot

BERG/NEUBURG. Die Pläne der Kreisverwaltung für die Veränderungen im Schülerverkehr stoßen vor allem in Berg und Neuburg
auf scharfe Kritik. In einem Brief an den Landrat regen die Gemeinderatsfraktionen eine gemeinsame Bürgerversammlung an.
Auch Verbandsbürgermeister Reinhard Scherrer sieht für den Standort Hagenbach durch das Buskonzept deutliche Nachteile.

1984 wurde der Personenverkehr
auf der Strecke von Berg nach Wörth
eingestellt. Als im Jahr 2001 die Reak-
tivierung dieser Strecke angegangen
wurde, war das Thema ein Politi-
kum. Die Finanzierung erfolgte
durch die Verbandsgemeinde Hagen-
bach. Bevor im Dezember 2002 der
Bahnverkehr mit viel politischer Pro-
minenz wieder aufgenommen wur-
de, gab es – vor allem in Berg – auch
in den Gemeinderäten Widerstand.

Eine Umfrage der Verbandsge-
meindeverwaltung Hagenbach im
Sommer 2001 ergab eine breite Zu-
stimmung in Berg, Neuburg und Ha-
genbach. 550 Bürger hatten unter-

schrieben. Bürgermeister Dietmar
Brand zeigte sich damals überzeugt,
dass allenfalls die Hälfte der mögli-
chen zukünftigen Bahnkunden unter-
schrieben hätte. Allerdings war den
Bürgern bei der Fragebogenaktion
damals nicht bewusst, dass die Reak-
tivierung der Bahn zu einer Ein-
schränkung beim Busverkehr führen
könnte. Dies führte später dazu, dass
die Aussagekraft der Fragebogenakti-
on angezweifelt wurde.

Bis nach Mitternacht dauerte am
26. September 2001 in Berg eine ent-
sprechende Gemeinderatssitzung.
Klar für eine Reaktivierung hatten
sich damals die Grünen ausgespro-

chen. Sie hielten es mit Hinweis auf
die Pendler aus dem Elsass für unver-
antwortlich, sich der neuen Linie zu
verschließen. Wie man heute weiß,
ist die Akzeptanz gerade seitens die-
ser Pendler ausgesprochen gering.

Starke Bedenken gegen die Reakti-
vierung und die damit verbundenen
Kosten hatten vor allem die CDU und
die Wählergruppe Berg. Zunächst
war nämlich nicht sicher, ob der Bus-
verkehr zu den weiterführenden
Schulen nach Kandel und Wörth er-
halten bleiben würde. Da Schulkin-
der aus Berg bei Einstellung des Bus-
verkehrs bis zu knapp 2,5 Kilometer
zum Bahnhof gehen müssten, hielt

man dies für bedenklich. Auch bei
den betroffenen Eltern hatte sich in
der Folge Widerstand formiert.

Erst als am 19. Dezember 2001 auf
einer weiteren Gemeinderatssitzung
seitens der Kreisverwaltung versi-
chert wurde, dass der Schülerver-
kehr weiterhin im bisherigen Um-
fang mit dem Bus abgewickelt wer-
de, wurde der Widerstand geringer.
Heftige Diskussionen im Rat gab es
aber weiterhin zum Nutzen einer Par-
ken+Reisen-Anlage, die beim Bahn-
hof erbaut werden sollte. Man be-
schloss, eine provisorische Anlage zu
errichten, die bei Bedarf ausgebaut
werden könnte.

Am 18. Juni 2002 kam das Thema
erneut in den Berger Rat. Man stimm-
te nach langer Diskussion schließlich
mehrheitlich dem Bahnkonzept und
damit einer Haltestelle in Berg zu. Al-
lerdings war der hohe Eigenanteil
bei den Kosten der Errichtung des
Bahnhaltepunktes vielen Räten und
auch dem damaligen Ortsbürger-
meister Rainer Gebhard ein Dorn im
Auge.

Seit Dezember 2002 ist die Anlage
wieder in Betrieb. Bis heute ist aller-
dings der erwartete Ansturm auf die
Bahn ausgeblieben: Pendler fahren
weiterhin mit dem Auto. Die Züge
sind chronisch unterbesetzt. (hpm)

Prognosen zu Folge sollten die
Pendlerzüge voll sein. Doch sie

sind es nicht. Nun sollen Schüler
statt Bus wieder Zug fahren.

Zur Sache: Die Reaktivierung der Bahnlinie war 2001 ein Politikum

Scherrer: Geld wird in
Hagenbach gespart und
woanders eingesetzt.

Diesel: Toiletten jetzt sauberer
SCHEIBENHARDT: Ortsbürgermeister weist Kritik an Toilettengebühr zurück

Die Gemeinden erinnern an
die Kreis-Zusage von 2001,
dass die Busse bleiben.

KOMMENTAR

Weg für viele Senioren zu steil
WAS LESER ÄRGERT: Probleme zwischen Bienwaldresidenz und Kastanienstraße

Scharfe Kritik an Buskonzept des Kreises

Die Eigentümerversammlung
muss Veränderungen
geschlossen zustimmen.

Biogas-Anlage:
Erntegut-Fahrer
„nehmen Rücksicht“
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